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Am Ende einer sehr interessanten Tagung kommt mir die Aufgabe eines Statements 
und Zusammenfassung zu. Die Bewertung der einzelnen juristischen Erläuterungen 
und Standpunkte, die in verschiedenen Positionen durchaus konträr vorgetragen 
wurden, soll an dieser Stelle nicht versucht werden. 
 
Es gibt einige Themen und Schlagworte aus den Vorträgen und Diskussionen, die 
ich meinen Ausführungen voranstellen möchte. 
 
Die Alpenkonvention ist für die Vertragsstaaten eine völkervertragliche 
Verpflichtung, die Gesetzescharakter eingenommen hat. 
 
Deutschland/ Bayern haben damit klar definierte Verpflichtungen und Aufgaben 
übernommen. 
 
Die Einhaltung dieser Verpflichtungen ist nicht generell in Frage gestellt, bei 
einzelnen Projekten aber mehr als fragwürdig interpretiert worden. 
 
Der Verweis auf Nachbarländer, in denen es mit der Einhaltung der 
Alpenkonventionsbestimmungen nicht so genau genommen würde ist kein 
relevanter Argumentationsansatz. 
 
Die Alpenkonvention ist ein Instrument der Gestaltung mit dem konsequent 
gearbeitet werden sollte. 
 
Eine konsequente Umsetzung der Alpenkonvention sichert die Lebensgrundlagen 
für die Zukunft, sowie eine nachhaltige ökonomische und ökologische 
Entwicklung. 

 
 
 



Fazit und Empfehlungen 
 
1.) Die angeregten Diskussionen zeigen ebenso wie der große Teilnehmerkreis der 
Tagung, dass es in der Tat einen erheblichen Bedarf an weiteren Informationen zur 
Umsetzung der Alpenkonventionsbestimmungen gibt. Die Vielzahl der 
Bestimmungen und die Komplexität des Völkerrechts erlauben es nicht, sich mit 
der Ratifizierung der Konvention und ihrer Protokolle zu begnügen. Die Praxis 
zeigt eindeutig, dass umfangreiche Hilfestellungen für diejenigen, die die 
Bestimmungen anwenden und umsetzen sollen erforderlich sind. Die heutige 
Veranstaltung hat genau diesen Ansatz zum Ziel. Ein wesentlicher Bestandteil ist 
dabei aber, dass Vollzugsbehörden und die Vertreter von Verbänden aus dem 
Naturschutz und Wirtschaftsvertreter gemeinsam diese Themen diskutieren und 
Lösungswege aufzeigen wollen. Alle Beteiligten benötigen für ihre Planungen und 
Aktivitäten eine ausreichende Rechtssicherheit. 
 
2.) Die CIPRA möchte mit dieser Tagung und dem vorgestellten Leitfaden einen 
Meilenstein für die angemessene Berücksichtigung der 
Alpenkonventionsbestimmungen setzen. Es besteht noch immer ein erhebliches 
Ungleichgewicht hinsichtlich der Anzahl von Verfahren, bei denen die 
Alpenkonvention eine wichtige oder gar maßgebliche Rolle gespielt hat. 
Information und Wissen allein reichen nicht aus, um die Inhalte der 
Alpenkonvention in ausreichendem Maße umzusetzen. Es bedarf engagierter 
Menschen in Politik, Verwaltung und Gesellschaft um die Probleme im gesamten 
Alpenraum zu lösen. Wir hoffen, dass die Tagung hier motivierende Impulse 
gesetzt hat und die Tagungsteilnehmer die ihnen zur Verfügung stehenden 
Möglichkeiten zukünftig verstärkt und vollumfänglich nutzen werden. 
 
3.) Staat und Verwaltung sind verstärkt gefordert die – rechtliche - Umsetzung der 
Alpenkonventionsbestimmungen fördern. Hierzu sind zusätzliche Maßnahmen, wie 
etwa regelmäßige Verwaltungsschulungen ebenso sinnvoll, wie eine entsprechende 
Bereitstellung von Arbeitshilfen für die Verwaltung, wie dies jetzt die CIPRA mit 
der Veröffentlichung des Alpenkonventionsleitfadens übernommen hat. Eine 
engere und intensivere Zusammenarbeit zwischen Staat und 
Nichtregierungsorganisationen würde der Umsetzung der Alpenkonvention einen 
deutlichen Auftrieb verschaffen. Seitens der hier anwesenden Verbände 
(Alpenvereine, Club Arc Alpin, Bund Naturschutz, Naturfreunde, Landesbund für 
Vogelschutz, Verein zum Schutz der Bergwelt, Mountain Wilderness und der 
CIPRA ) darf ich das bereits mehrfach geäußerte Kooperationsangebot nochmals 
wiederholen und unterstreichen. 
 



4.) Umsetzungsdefizite zur Alpenkonvention bestehen nicht nur im rechtlichen  
oder verwaltungstechnischen Bereich. Ein ganz wesentlicher Anteil der 
Alpenkonventionsbestimmungen enthält programmatische Zielaussagen. Eine 
systematische Überprüfung bestehender politischer Programme, insbesondere auch 
von Förderprogrammen, ist daher in regelmäßigen Abständen unverzichtbar. Bei 
der Ausarbeitung neuer Programme sollte die Berücksichtigung der rechtlich 
verbindlichen Vereinbarungen der Alpenkonvention selbstverständlich sein. Ein 
Beispiel für Defizite in der Abstimmung der Zielsetzungen ist die 
Tourismusinitiative Bayern, nach der zukünftig mit Landesmitteln verstärkt 
Seilbahnen inkl. Beschneiungsanlagen gefördert werden sollen. Dies dürfte ein 
deutlicher Widerspruch zu Art. 6 Abs. 1 Tourismusprotokoll sein, demzufolge 
möglichst nur natur- und landschaftsschonende Tourismusprojekte gefördert 
werden sollen.  
 
5.) Erfolge in der Umsetzung von Gesetzesinitiativen und Bestimmungen hängen 
auch immer zu einem guten Stück von den monetären Resourcen ab, die hierfür zur 
Verfügung stehen. Daher halten wir die Einrichtung eines Fonds zur Umsetzung 
der Alpenkonventionsbestimmungen für erforderlich, um die Umsetzung durch 
Projekte wirkungsvoll unterstützen zu können und den Mehrwert der 
Alpenkonvention für die betroffenen Gemeinden und die Bevölkerung besser 
sichtbar zu machen. 
 
Es sind heute eine Reihe von kritischen Projekten im Bayerischen Alpenraum 
angesprochen worden. Es ist unverzichtbar, dass in allen Fällen die Bestimmungen 
der Alpenkonvention in die Entscheidungsprozesse vollumfänglich mit einbezogen 
werden. Die heute vorgestellten Mittel und Prozesse bieten dazu einen geeigneten 
Lösungsansatz. 
 
 
In Zeiten, in denen zwar viel vom Klimaschutz gesprochen, meist aber nur sehr 
wenig danach gehandelt wird, bieten Fachtagungen wie diese einen geeigneten 
Ansatz, um das Stadium der allgemeinen Diskussion hinter sich zu lassen und in 
konkrete Handlungsabläufe einzutreten oder diese zu vertiefen. Sie fördern das 
gegenseitige Verständnis, ohne das eine Akzeptanz kaum möglich wäre. Der Staat 
und die Verwaltung haben die vornehmliche Aufgaben für die Umsetzung der 
gültigen Bestimmungen zu sorgen. Die Verbände können sie hierin durchaus 
wirkungsvoll unterstützen, indem sie ihren Mitgliedern die Inhalte und 
Zielsetzungen erläutern und für deren Einhaltung werben. 
 
 
 



Genau an dieser Stelle setzen unsere intensiven Bemühungen ein. Unsere 
Mitgliedsverbände haben das Thema Alpenkonvention in den zentralen Punkt ihrer 
Aktivitäten gestellt, denn die Alpenkonvention benötigt dringend einen Schub zur 
Verbesserung ihres Bekanntheitsgrades und Akzeptanz.  
 
Heute sind wir einen wichtigen Schritt auf diesem Weg gegangen, dem noch 
weitere folgen müssen, um einen wirkungsvollen Schutz des Alpenraumes 
erreichen und sicherstellen zu können. 
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